
Stadt Zug 
Grosser Gemeinderat 

Beschlussentwurf des Grossen Gemeinderats von Zug Nr. 

betreffend Liegenschaft Zurlaubenhof: Genehmigung Erwerb und Rahmenkredit für wertver-

mehrende Instandsetzungen 

Der Grosse Gemeinderat von Zug beschliesst in Kenntnis von Bericht und Antrag des Stadtrats 

Nr. 2699 vom 14. Dezember 2021: 

Der Erwerb der Liegenschaft Zurlaubenhof (GS 1379, Grundbuch Zug) nach Massgabe des Vor-

vertrages zum Abschluss eines Kaufvertrages zwischen der Einwohnergemeinde Zug und der 

Erbengemeinschaft Bossard Wolfgang und Damian wird genehmigt. 

Die Investition von CHF 65'000'000.00 wird als Sachanlage des Finanzvermögens (Konto 

1080.02; Gebäude mit Grund) bilanziert. Die Anlage wird nicht abgeschrieben, aber mindestens 

alle zehn Jahre neu bewertet. 

Für die wertvermehrenden Instandsetzungen wird ein Rahmenkredit von CHF 5'000’000.00 

bewilligt. 

Dieser Beschluss wird dem Behördenreferendum gemäss § 112 Abs. 1 Ziff. 1 des Gemeindege-

setzes unterstellt. Er tritt am Tag nach der Annahme durch das Volk in Kraft. Er wird im Amts-

blatt des Kantons Zug veröffentlicht und in die Amtliche Sammlung der Ratsbeschlüsse aufge-

nommen. 

Der Stadtrat wird ermächtigt und beauftragt, nach Eintritt der Rechtskraft des vorliegenden Be-

schlusses den Hauptvertrag gemäss Ziff. III des Vorvertrages zu unterzeichnen und öffentlich 

beurkunden zu lassen. 

Gegen diesen Beschluss kann 

a) gemäss § 17 Abs. 1 des Gemeindegesetzes in Verbindung mit §§ 39 ff. des Verwaltungs-

rechtpflegegesetzes beim Regierungsrat des Kantons Zug, Postfach, 6301 Zug, schriftlich

Verwaltungsbeschwerde erhoben werden. Die Beschwerdefrist beträgt 20 Tage und der

Fristenlauf beginnt am Tag nach der Veröffentlichung im Amtsblatt. Die Beschwerdeschrift

muss einen Antrag und eine Begründung enthalten. Der angefochtene Beschluss ist genau

zu bezeichnen. Die Beweismittel sind zu benennen und soweit möglich beizulegen.

b) gemäss § 17bis des Gemeindegesetzes in Verbindung mit §§ 67 ff. des Wahl- und Abstim-

mungsgesetzes wegen Verletzung des Stimmrechts beim Regierungsrat des Kantons Zug,

Postfach, 6301 Zug, schriftlich Stimmrechtsbeschwerde erhoben werden. Die Beschwerde-

frist beträgt zehn Tage und der Fristenlauf beginnt am Tag nach der Veröffentlichung im

Amtsblatt. Die Beschwerdeschrift muss einen Antrag und eine Begründung enthalten. Der

angefochtene Beschluss ist genau zu bezeichnen. Die Beweismittel sind zu benennen und

soweit möglich beizulegen.

Zug, 

Tabea Zimmermann Gibson Martin Würmli 

Präsidentin Stadtschreiber 
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